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Ja zu Massnahmen gegen Zwangsheirat 

 

Solothurn, 27. Januar 2009 – Der Regierungsrat begrüsst in seiner Vernehmlassungs-

antwort an das eidgenössische Justiz- und Polizeidepartement die geplanten Ände-

rungen des Schweizer Zivilgesetzbuches und des Partnerschaftsgesetzes, die zu ei-

ner Reduktion der Zwangsheiraten führen sollen. 

 

Der Entwurf wird vom Regierungsrat grundsätzlich begrüsst. Es mache Sinn, 

durch objektive gesetzliche Kriterien, wie z.B. die konkrete Festlegung einer Al-

tersgrenze auch für ausländische Braut- bzw. Ehepaare als Ehevoraussetzung, zu 

erreichen, dass die Wahrscheinlichkeit einer Zwangsheirat reduziert werde.  

 

Auch ist er einverstanden mit der Schaffung neuer Ungültigkeitsgründe bei der 

Ehe und der Partnerschaft, so dass diese bei Zwangsheiraten im nachhinein 

leichter durch die "Opfer" wieder aufgelöst werden können. Der Regierungsrat 

unterstützt den Eventualvorschlag die Zwangsheirat explizit unter Strafe zu stellen, 

obwohl der Tatbestand bereits durch die Nötigung erfasst ist. Dies aus Gründen 

der Transparenz und der Prävention.  
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Weitere Auskünfte erteilt: 

Peter Naef, Leiter Zivilstand, AGEM , 032 627 27 11 
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